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Drudcsadie VI/ 2342 


Beschluß 


In der Anfechtungssache - V 2/70 - des Rechtsanwalts Stefan Müller, des Rechts- 
anwalts Heinz Jendrusiak und des Assessors Teja Chowanecz, alle Karlsruhe, 

gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg vom 7. Juni 1970 

hat der Deutsche Bundestag in seiner .... Sitzung am 

beschlossen: 

Der Einspruch wird zui’ückgewiesen. 

Den Einspruchsführern werden ein Zehntel ihrer notwendigen Auslagen ersetzt. 


Tatbestand 

A. 

Die Einspruchsführer haben mit Schreiben vom 
1. Juli 1970 Einspruch gegen die Gültigkeit des 
Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden- Württemberg vom 7. Juni 1970 eingelegt und 
begründet. ! 

Der Bundesminister des Innern hat am 10. Juli 1970 
das Gesamtergebnis des gemäß Artikel 29 Abs. 3 
des Grundgesetzes durchgeführten Volksentscheids 
bekanntgegeben. 

In dieser Bekanntmachung heißt es: 

„Der Landesabstimmungsausschuß hat in seiner 
Sitzung api 18. Juni 1970 das Gesamtergebnis 
der Abstimmung des am 7. Juni 1970 gemäß 
Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes im Gebiets- 
teil Baden des Landes Baden-Württemberg 
durchgeführten Volksentscheids wie folgt fest- 
gestellt: 

Abstimmungs- 
berechtigte: 

Abgegebene Stimmen : 

Ungültige Stimmen: 

Gültige Stimmen: 

Davon 

für die Wieder- 
herstellung Badens 
abgegebene Stimmen 
Für den Verbleib 
Badens beim Land 
Baden- Württemberg 
abgegebene Stimmen: 


Nach § 3 des Gesetzes über den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Würt- 
temberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes vom 26. Februar 1970 (Bundesgesetzbl. 
I S. 201) ist für die Wiederherstellung des frühe- 
ren Landes Baden eine Mehrheit, die minde- 
stens 1/4 der zum Landtag wahlberechtigten 
Bevölkerung im Gebietsteil Baden umfaßt 
(— Quorum), notwendig, mithin 641 662 Stim- 
men. Diese Stimmänzahl wurde nicht erreicht. 
Der Volksentscheid hat vielmehr eine Mehrheit 
für den Verbleib des Gebietsteils Baden beim 
Lande Baden-Württemberg ergeben." 

- Bundesanzeiger Nr. 123 vom 10. Juli 1970 - 

1 . 

Zur Begründung ihres Einspruches tragen die Ein- 
spruchsführer im wesentlichen vor: 

1. Durch unzulässiges Eingreifen des Landtages des 
Landes Baden- Württemberg, der Regierung des 
Landes Baden-Württemberg, der Parteien des 
Landes Baden-Württemberg, der verschiedensten 
Kreis- und Gemeinderäte der Städte des ehe- 
maligen Gebietsteils Baden zugunsten der Erhal- 
tung des Landes Baden- Württemberg sei die 
Chancengleichheit bei der Volksabstimmung ver- 
letzt worden. 

Träger des Abstimmungskampfes seien lediglich 
der Verein Vereinigtes Baden-Württemberg e. V. 
und die Arbeitsgemeinschaft Badischer Abstim- 
mungskomitees gewesen. Eine Parteinahme der 
staatlichen Organe, die nicht Träger des Abstim- 
mungskampfes gewesen seien, sei nach der Ver- 
fassung unzulässig. 


2 566 646 

1 606 502 (= 62,83 o/o) 
8 024 
1 598 478 


288813 (=18,070/0) 


1309 665 (=81,930/0) 
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Parlamentswahl und Volksentscheid im Sinne 
des Artikels 29 GG seien Äußerungen der Staats- 
gewalt des Volkes. Sie dienten beide der staat- 
lichen Organisation: die Parlamentswahl der 
Organisation der Staatsorgane, der Volksent- 
scheid der Organisation des Staatsgebietes. Die 
Parlamentswahl entscheide jedoch zugleich auch 
in der Sache über die Politik von Regierung und 
Opposition, während der Volksentscheid den 
Bund darüber unterrichten solle, ob in einem Teil 
des Bundesgebietes die Voraussetzungen für die 
Neugliederung nach Artikel 29 Abs. 1 GG vor- 
lägen. Die Neugliederung des Bundesgebietes 
sei ausschließlich Sache des Bundes. Da es bei 
dem Volksentscheid weder um die Interessen 
des betroffenen Landes noch um die Politik 
irgendeiner Regierung gehe, habe es keine Legi- 
timation der Landesregierung und der übrigen 
staatlichen Organe des Landes Baden-Württem- 
berg gegeben, in den Abstimmungskampf einzu- 
greifen. Durch den Besitz der legalen Macht seien 
die Landesregierung und ihre einzelnen Mitglie- 
der in besonderer Weise aus der allgemeinen 
staatsbürgerlichen Gleichheit herausgehoben. Der 
Gleichheitssatz und ihr Staatsamt habe sie daher 
verpflichtet, im Abstimmungskampf strikte Neu- 
tralität zu wahren. 

Diese Neutralität und damit der Grundsatz der | 
Chancengleichheit der Parteien seien verletzt 
worden. Eine weitere Verletzung sei darin zu 
erblicken, daß das Land Baden-Württemberg in 
großem Rahmen Steuermittel für den Kampf um 
die Erhaltung des Landes Baden-Württemberg 
eingesetzt habe. So sei ein aus Steuermitteln 
finanzierter Werbeprospekt während des Ab- 
stimmungskampfes gezielt verschickt worden. 
Außerdem seien aus Steuermitteln die Wahl- 
kreise des Ministerpräsidenten und der Minister 
finanziert worden. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen haben die Ein- 
spruchsführer die Broschüre „Baden- Württem- 
berg - Dynamisches Land im Südwesten" über- 
reicht und die Vernehmung des Ministerpräsi- 
denten, Dr. Filbinger, und des Innenministers 
Krause beantragt. Durch das Verhalten der Lan- 
desregierung sei in grober Weise gegen die 
demokratische Gleichheit verstoßen und gleich- 
zeitig die Pflicht zur Bundestreue verletzt wor- 
den. Die gerügte finanzielle Unterstützung sei 
selbst dann verfassungswidrig gewesen, wenn 
sie haushaltsrechtlich abgesichert gewesen sein 
sollte. Die Verletzung der Pflicht zur Bundestreue 
ergäbe sich auch daraus, daß der Bund ein durch 
Artikel 29 GG garantiertes Recht habe, daß sich 
die Bevölkerung eines bestimmten Gebietes un- 
abhängig von dem Einfluß der jeweiligen Lan- 
desregierung zur Eingliederung äußere. Dieses 
Recht werde empfindlich beeinträchtigt, wenn 
die Landesregierung sich im Abstimmungskampf 
nicht streng neutral verhalte. 

Die rechtlichen Ausführungen der Einspruchs- 
führer decken sich im wesentlichen mit der Zu- 
sammenfassung der gutachtlichen Äußerung von 
Prof. Dr. Gerd Roellecke vom 3. Februar 1970 


zum Abstimmungskampf um die Neugliederung 
des Bundesgebietes, die die Einspruchsführer 
ihrer Einspruchsbegründung beigefügt haben. 

Der Grundsatz der Chancengleichheit sei insbe- 
sondere durch folgende Geschehnisse verletzt 
worden; 

a) Nach eingehender einseitiger im Rundfunk 
und Fernsehen ausgestrahlter Debatte habe 
der Landtag von Baden-Württemberg in sei- 
ner 72. Sitzung vom 27. Mai 1970 folgende 
Entschließung gefaßt: 

„Die Abgeordneten des Landtags von 

Baden-Württemberg mögen beschließen, 

folgende Erklärung abzugeben: 

1. Wir bekennen uns zum Land Baden- 
Württemberg und wünschen, daß es 
nicht zerrissen wird. 

2. Wir stellen im Einklang mit den Ent- 
scheidungen des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 23. Oktober 1951 und vom 
30. Mai 1956 fest, daß das Land Baden- 
Württemberg in demokratisch-verfas- 
sungsmäßiger Form zustande gekom- 
men ist und weisen den unbegründeten 
Vorwurf, das Land sei ein „Unrechts- 
staat", zurück. 

3. Wir sind überzeugt, daß der Zusam- 
menschluß von Baden und Württem- 
berg dem ganzen Land, vor allem dem 
badischen Landesteil, Nutzen und eine 
den Bundesdurchschnitt übersteigende 
Entwicklung gebracht hat. 

4. Wir warnen vor den Folgen einer 
Trennung des Landes, die den Landes- 
teil Baden bei erheblich sinkendem 
Steueraufkommen vor die schwere Auf- 
gabe stellen würde, nicht nur fünf 
Universitäten mit dem Blick auf die 
gesteigerten Notwendigkeiten des be- 
gonnenen Jahrzehnts, sondern auch die 
Errichtung eines Landtags und eines 
Behördenapparates mit etwa acht neuen 
Ministern in Baden zu finanzieren. 

5. Wir fordern alle stimmberechtigten 
Bürger des Landesteils Baden auf, sich 
an der Abstimmung zu beteiligen, da- 
mit nicht eine kleine Minderheit über 
das Schicksal eines Landes mit über 
8 Millionen Einwohnern entscheidet." 

y 

Bemerkenswert sei dabei, daß diese Ent- 
schließung auch mit den Stimmen der würt- 
tembergischen Abgeordneten gefaßt worden 
sei, die nicht das Recht gehabt hätten, in den 
Abstimmungskampf einzugreifen. Bei dem 
Volksentscheid sei es ausschließlich um das 
Selbstbestimmungsrecht des badischen Volkes 
gegangen. 

b) Ferner hätten alle Landesvorstände der im 
Landtag von Baden-Württemberg zugelasse- 
nen Parteien mit ihren württembergischen 
Kollegen entsprechende Entschließungen ge- 
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faßt. Die Entschließung des SPD-Landesvor- 
Standes und der SPD-Landtagsfraktion habe 
folgenden Wortlaut: 

,, Baden-Württemberg ist zu einem einheit- 
lichen "wirtschaftsstarken und zukunfts 
reichen Bundesland zusammengewachsen. 
Jeder Versuch, den Landesteil Baden ab- 
zutrennen und zu einem selbständigen 
Land zu machen, würde jahrelange, auf- 
opferungsvolle und erfolgreiche Aufbau- 
arbeit zerstören. 

Großen Investitionen und lang angelegten 
Planungen würde die Grundlage entzogen. 
Ein selbständiges Land Baden könnte nur 
schwer in Konkurrenz zu leistungsstarken 
Bundesländern treten und müßte überdies 
auf unsicherer Basis Verwaltungsstruktu- 
ren von morgen schaffen. i 

Wir Sozialdemokraten sind davon über- 
zeugt, daß die Mehrheit der Bevölkerung 
Badens sich dieser Einsicht nicht ver- 
schließt, wenn sie über die Tatsachen aus- ' 
reichend informiert wird. 

Art. 29 GG gibt den Auftrag zur Schaffung 
von Ländern, die nach Größe und Lei- 
stungsfähigkeit die ihnen obliegenden 
Aufgaben wirksam erfüllen können. Die- 
ser Verfassungsauftrag darf nicht zur ' 
Wiederherstellung überholter Strukturen 
und zur Blockierung des Fortschritts | 
führen. 

Alle Sozialdemokraten sind aufgefordert, ! 
sich in der Auseinandersetzung um die 
bevorstehende Badenabstimmung für die 
Erhaltung des Bundeslandes Baden-Würt- 
temberg einzusetzen." 

Die anderen Parteien hätten mit ihren würt- 
tembergischen Mitgliedern entsprechende 
Entschließungen verabschiedet. In allen die- 
sen Entschließungen sei den badischen Partei- 
mitgliedern empfohlen worden, für die Erhal- 
tung des Landes Baden-Württemberg zu stim- ! 
men. Dies sei, da die Entschließungen mit den 
Stimmen der württembergischen Parteimit- | 
glieder gefaßt worden seien, eine unzulässige 
Parteinahme. ^ 

c) Außerdem hätten fast alle Kreistage im ehe- 
maligen Gebietsteil Baden des Landes Baden- ' 
Württemberg durch Entschließungen den Bür- 
gern ihres Kreises empfohlen, für die Erhal- ' 
tung des Landes Baden-Württemberg einzu- 
treten. Dasselbe gelte für die Gemeinderats- | 
gremien von Städten im ehemaligen Gebiets- ; 
teil Baden. Auch in diesen Entschließungen | 
sehen die Einspruchsführer eine unzulässige 
Parteinahme und eine Verletzung der Chan- 
cengleichheit. 

d) Insbesondere habe die Landesregierung und j 
ihr voran der Ministerpräsident des Landes : 
Baden-Württemberg die Chancengleichheit | 
durch viele Wahireisen, Wahlreden, Rund- 
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funk- und Fernsehaufrufe und Appelle ver- 
letzt. 

Die Einspruchsführer verweisen insbesondere 
auf die Rundfunk- und Fernsehansprachen des 
Ministerpräsidenten am Vortage der Abstim 
mung, die als unparteiliche Stellungnahme 
angekündigt worden seien. In allen Anspra- 
chen habe der Ministerpräsident jedoch in 
Panikmache auf eine Abstimmung zugunsten 
des Erhalts des Landes Baden-Württemberg 
massiv hingewirkt. Sie beantragen die Bei- 
ziehung der Manuskripte und Aufzeichnungen 
über diese Reden. Sie halten die Beiziehung 
für notwendig, da von den Rundfunk- und 
Fernsehanstalten keine Unterlagen zu be- 
kommen gewesen seien. Der Süddeutsche 
Rundfunk habe es mit Schreiben vom 15. Juni 
1970 abgelehnt, entsprechendes Material zur 
Überprüfung vorzulegen. Er habe jedoch mit- 
teilen lassen, daß er in einem anhängigen 
Rechtsstreit auf Anforderung des Gerichts das 
Material zur Verfügung stellen werde. 

Die Einspruchsführer vertreten die Meinung, 
es müsse besonders angemerkt werden, daß 
die Sendezeiten für die Baden-Anhänger kurz 
beschnitten gewesen seien, während den An- 
hängern für das Land Baden-Württemberg 
über Regierung, Landtag, Presse und Rund- 
funk mindestens das Zehnfache der Sendezeit 
zur Verfügung gestanden habe. 

Der Ministerpräsident habe sich, insbeson- 
dere in dieser Eigenschaft und unter voller 
Inanspruchnahme seiner Amtsautorität, mas- 
siv für die Erhaltung des Landes Baden- 
Württemberg eingesetzt; darin liege die 
größte Verletzung der Chancengleichheit. Da 
er Badener sei, hätte er sich besondere Zu- 
rückhaltung auferlegen müssen. 

Die Einspruchsführer verweisen neben den 
Rundfunk- und Fernsehansprachen auf Ver- 
öffentlichungen der „Badischen Neueste Nach- 
richten". Danach soll der Ministerpräsident 
erklärt haben, ein wiederhergestelltes Land 
Baden sei finanzschwach und damit finanz- 
ausgleichsabhängig; lediglich 8 bis lOVo der 
Abstimmungsberechtigten seien bereit, für die 
Wiederherstellung des Landes Baden zu stim- 
men, während 81 ^/o für Baden-Württemberg 
stimmen würden. Bei einer Wiederherstellung 
des Landes Baden würde ein politisches 
Vakuum entstehen mit politischer Handlungs- 
unfähigkeit, lähmender Ungewißheit und 
Lethargie. 

Durch die Wiederherstellung des Landes 
Baden-Württemberg entstünde nur Verwir- 
rung und Unsicherheit; das Land würde dann 
gezwungen sein, alle Zukunftsplanungen und 
langfristige Maßnahmen zu stoppen. Der Süd- 
westen würde um Jahre zurückgeworfen. Dem 
Land Baden stünden dann weniger Mittel zur 
Verfügung als gegenwärtig dem badischen 
Landesteil. Ein neues Land Baden hätte keine 
Mittel mehr übrig für irgendwelche Entwick- 
lungen. 
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Auch der Innenminister Krause habe sich in 
ähnlicher Weise geäußert. Schließlich verwei- 
sen die Einspruchsführer auch auf eine Erklä- 
rung des Präsidenten des Bundesverfassungs- 
gerichts, mit der er Bedenken geäußert habe, 
daß nach 18 Jahren das verfassungsgemäß 
gegründete Land Baden-Württemberg durch 
Entscheidung einer ausgesprochenen Minder- 
heit seiner Bevölkerung in Frage gestellt wer- 
den könne. 

Es lägen noch viele weitere Reden von Mit- 
gliedern des Landes und Regierungsmitglie- 
dern vor. Alle diese Erklärungen seien eine 
unzulässige Parteinahme. 

3. Eine der irreführendsten Behauptungen, so be- 
gründen die Einspruchsführer ihren Einspruch 
weiter, sei die Behauptung der Regierung und 
des Landtages gewesen, ein wiederhergestelltes 
Land Baden sei finanzschwach. Dies sei unrichtig, 
wie selbst die Stuttgarter Zeitung in ihrer Aus- 
gabe vom 26. Mai 1970 habe zugeben müssen. 

4. Das Wahlergebnis sei insbesondere dadurch be- 
einflußt worden, daß der Volksentscheid seit 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
30. Mai 1956 bis zum 7. Juni 1970 verschleppt 
worden sei. 

5. Außerdem sei das Ergebnis des Volksentscheids 
dadurch beeinflußt worden, daß die Geburtsbade- 
ner nicht zur Abstimmung zugelassen worden 
seien. Zumindest hätten die Badener zugelassen 
werden müssen, die durch die Abstimmung vom 
9. Dezember 1951 in ihren demokratischen Rech- 
ten verletzt worden seien. Als unzulässig müsse 
ferner gerügt werden, daß das Gesetz alle Per- 
sonen mit einem Wohnsitz im ehemaligen Lan- 
desteil Baden von mehr als sechsmonatiger Dauer 
zur Abstimmung zugelassen habe, auch dann, 
wenn sie dort nur ihren zweiten Wohnsitz gehabt 
hätten. 

6. Schließlich tragen die Einspruchsführer mit 
Schreiben vom 21. Oktober 1970 zur Begründung 
ihres Einspruchs noch vor, bei dem Volksent- 
scheid im Gebietsteil Baden seien Abstimmungs- 
berechtigte ab 18 Jahren zugelassen worden, ob- 
wohl es sich um eine Bundesabstimmung gehan- 
delt habe und beim Bund die Wahlberechtigung 
erst mit 21 Jahren einsetze. 

II. 

Das Staatsministerium Baden-Württemberg (Mini- 
sterpräsident) hat auf Anforderung des Ausschus- 
ses mit Schreiben vom 5. November 1970 zu den 
Vorwürfen Stellung genommen und u. a. folgendes 
ausgeführt: 

1. Der Abstimmungskampf habe organisatorisch in 
den Händen des Vereins Vereinigtes Baden- 
Württemberg e. V. einerseits, der Arbeitsgemein- 
schaft Badischer Abstimmungskomitees und des 
Heimatbundes Badener Land andererseits gele- 
gen. In diesen Vereinigungen hätten sich die An- 
hänger für den Fortbestand des Landes Baden- 
Württemberg und die Anhänger einer Wieder- 


herstellung des alten Landes Baden formiert. Da- 
bei habe sich gezeigt, daß die politisch führenden 
Kräfte des Landes in Ausübung des Rechts der 
freien Meinungsäußerung großenteils aktiv für 
den Fortbestand des Landes eingetreten seien. So 
habe dem Vorstand des Vereins Vereinigtes 
Baden-Württemberg führende Persönlichkeiten 
und demokratische Parteien des öffentlichen Le- 
bens und der Wirtschaft angehört. 

Auch bei einem Volksentscheid nach Artikel 29 
Abs. 3 GG hätten die Staatsorgane des Landes 
Möglichkeiten, zu dem Volksentscheid Stellung 
zu nehmen und sich im Abstimmungskampf zu 
äußern. Gegenüber dem demokratischen Grund- 
satz der freien und offenen Meinungs- und Wil- 
lensbildung des Volkes zu den Staatsorganen, sei 
„die sogenannte Öffentlichkeitsarbeit von Regie- 
rung und gesetzgebenden Körperschaften, soweit 
sie - bezogen auf ihre Organtätigkeit - der 
Öffentlichkeit ihre Politik, ihre Maßnahmen und 
Vorhaben sowie die künftig zu lösenden Fragen 
darlegen und erläutern", unbedenklich (BVerfGE 
20, 100). Diese Öffentlichkeitsarbeit der Staats- 
organe sei durch einen besonderen, sie verfas- 
sungsrechtlich legitimierenden Grund gerechtfer- 
tigt und damit während des Abstimmungskamp- 
fes nicht beschränkt. Als Öffentlichkeitsarbeit 
seien daher zulässig Regierungskundgebungen, 
in denen die Bevölkerung allgemein über die Be- 
deutung einer bevorstehenden Wahl oder Ab- 
stimmung aufgeklärt oder in denen zu den um- 
strittenen politischen Fragen Stellung genommen 
werde; zulässig sei auch die Aufforderung zu 
möglichst hoher Beteiligung an der Wahl oder 
Abstimmung und die amtliche Richtigstellung 
irreführender Behauptungen von dritter Seite. 

Die Baden-Württemberg-Broschüre „Baden Würt- 
temberg - Dynamisches Land im Südwesten", die 
im ganzen Land verteilt worden sei, habe sich 
streng im Rahmen einer objektiven Darstellung 
gehalten. 

2. Gegen die Behauptung einer Verletzung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit wird ausge- 
führt: 

a) Bei den Erklärungen der Fraktionen des Land- 
tages von Baden-Württemberg und der Regie- 
rung im Landtag am 27. Mai 1970 sowie für 
die an diesem Tage vom Landtag angenom- 
mene Entschließung handele es sich sowohl 
um eine Richtigstellung im Abstimmungs- 
kampf aufgestellter Behauptungen wie auch 
um eine Aufklärung über die Bedeutung der 
Volksabstimmung. 

b) Soweit Mitglieder der Landesregierung die 
Bevölkerung aufgerufen hätten, sich an der 
Abstimmung zu beteiligen, sei dies zulässig 
gewesen. Mit ihren Hinweisen auf die bevor- 
stehende Abstimmung und das Abstimmungs- 
thema in amtlichen Bekanntmachungen habe 
die Landesregierung dem Auftrag des § 21 
Abs. 2 des Gesetzes über Volksbegehren und 
Volksentscheid bei Neugliederung des Bun- 
desgebietes entsprochen. 
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c) Es liegt nahe, daß während der Zeit des Ab- 
Stimmungskampfes alle politischen Fragen ein 
erhöhtes Interesse bei der Bevölkerung fän- 
den. Die Leistungen des Landes in der Ver- 
gangenheit und seine Planungen und Aus- 
sichten für die Zukunft hätten naturgemäß 
mit zur Diskussion gestanden, als es um die 
Frage des Fortbestandes des Landes Baden- 
Württemberg gegangen sei. Nicht zuletzt hät- 
ten die Befürworter der Wiederherstellung 
des Landes Baden geglaubt, aus Mängeln in 
der bisherigen Landespolitik die Forderung 
nach der Auflösung des Landes Baden- 
Württemberg herleiten zu können. Es sei ins- 
besondere der Vorwurf erhoben worden, der 
badische Landesteil sei seit der Bildung des 
Landes Baden-Württemberg vernachlässigt 
worden. Legitime Aufgabe der Regierung sei 
es, die tatsächlichen Entwicklungen und die 
Zukunftschancen des Landes darzustellen, um 
der Bevölkerung ein Urteil zu ermöglichen. 

d) Nicht beanstandet werden könne auch, daß 
Mitglieder der Landesregierung als Politiker 
ihre Auffassung zum Volksentscheid bei ein- 
zelnen Veranstaltungen zum Ausdruck ge- 
bracht hätten. Es wäre eine Verfälschung der 
tatsächlichen politischen Verhältnisse gewe- 
sen, zu fordern, die politisch führenden Kräfte 
hätten zu diesen diskutierten Fragen nicht 
Stellung nehmen dürfen. Hierbei bestätige 
sich der Satz des Bundesverfassungsgerichts, 
daß Willensbildung des Volkes und staat- 
liche Willensbildung auf vielf ältige Weise mit- 
einander verschränkt seien (BVerfGE 20, 99). 
Das Recht der freien Meinungsäußerung 
dürfte keiner der führenden Persönlichkeiten 
versagt werden, auch wenn sie teilweise an 
verantwortlicher Stelle im Staate stünden. Die 
Folge einer rechtlich nicht gebotenen Zurück^ 
haltung der politisch Verantwortlichen hätte 
sein können, daß eine Minderheit über das 
Schicksal des Landes entschieden habe. 

e) Soweit der Vorwurf erhoben werde, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen hätten ihre Neutrali- 
tätspflicht verletzt, insbesondere sei den An- 
hängern Baden-Württembergs zuviel Sende- 
zeit eingeräumt worden, handele es sich dabei 
- wenn diese Vorwürfe im Tatsächlichen zu- 
träfen - nicht um eine Verletzung durch 
Staatsorgane; diese hätten im übrigen auf die 
Berichterstattung durch die Massenmedien in 
keinerlei Weise Einfluß genommen. Wenn in 
eigenen Berichten oder Interviews der Mas- 
senmedien die Sache Baden-Württembergs 
stärker zu Wort gekommen sei, so sei dies 
durch die in Artikel 5 GG gewährleistete 
Presse- und Rundfunkfreiheit gedeckt ge- 
wesen. 

f) Schließlich wird die Meinung vertreten, wenn 
in Einzelfällen, insbesondere auf örtlicher 
Ebene, die Grenze des im Rahmen der Öffent- 
lichkeitsarbeit auch im Abstimmungskampf 
Zulässigen überschritten worden sei, so wäre 
dies angesichts des Gesamtergebnisses der 


Abstimmung bei der nur lokalen Wirklichkeit 
solcher Verlautbarungen für das Abstim- 
mungsergebnis jedenfalls in keiner Weise ur- 
sächlich gewesen. 

3. Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch auf 
die späte Durchführung des Volksentscheids 
gründen, wird vom Ministerpräsidenten des Lan- 
des Baden-Württemberg ausgeführt, die vom 
Bundesgesetzgeber im Sommer 1969 verabschie- 
dete Novelle zu Art. 29 GG, die den Volksent- 
scheid in den badischen Landesteilen ermöglicht 
habe, gehe auf Vorschläge zurück, die Regierung 
und Landtag des Landes Baden-Württemberg be- 
reits seit Beginn der 60er Jahre gemacht hätten. 
Die Landesregierung habe bei der Bundesregie- 
rung und den Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages immer wieder auf eine rasche Lösung ge- 
drängt. Das Ziel der Vorschläge sei stets gewe- 
sen, nicht nur eine formale Abstimmung zu er- 
möglichen, sondern eine Abstimmung mit poli- 
tisch befriedender und abschließender Wirkung, 
die auch den Befürwortern der Wiederherstellung 
des Landes Baden als fair und redlich erscheine. 

Die Verantwortung für den zeitlichen Ablauf 
habe nicht bei der Regierung gelegen, sondern 
beim Bund, dem die Aufgabe der Neugliederung 
zufalle. Insoweit erledigten sich alle Vorwürfe 
der Einspruchsführer, die Landesregierung habe 
sich an einer Verschleppung des Volksentscheids 
beteiligt. 

Hinsichtlich der Einspruchsbegründung, außer- 
halb der badischen Gebietsteile lebende Badener 
hätten nicht an der Abstimmung teilnehmen kön- 
nen, verweist die Stellungnahme auf die zwi- 
schenzeitlich ergangene Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 6. Mai 1970. 

In dem Leitsatz dieser Entscheidung heißt es: 
„Der Grundsatz der Allgemeinheit und Gleichheit 
der Wahl verlangt nicht, daß bei einem Volksent- 
scheid nach Art, 29 Abs. 3 GG abstimmungsbe- 
rechtigt auch derjenige ist, der nur im Abstim- 
mungsgebiet geboren ist" (BVerfGE 28, 220). 

4. Zum Vorwurf, bei dem Volksentscheid seien Ab- 
stimmungsberechtigte ab 18 Jahren zugelassen 
worden, weist das Staatsministerium Baden- 
Württemberg darauf hin, abstimmungsberechtigt 
sei gewesen, wer am Abstimmungstage nach den 
landesgesetzlichen Vorschriften zum Landtag 
wahlberechtigt gewesen sei. Nach Art. 26 Abs. 1 
der Verfassung des Landes Baden-Württemberg 
i. d. F. des Art. I Nr. 1 des Änderungsgesetzes 
vom 17. März 1970 (Ges. Bl. S. 83), das nach sei- 
nem Art. II am 1. Mai 1970 in Kraft getreten 
gewesen sei, sei danach am Abstimmungstag 
wähl- und stimmberechtigt jeder Deutsche gewe- 
sen, der seinen Wohnsitz am Tag der Abstim- 
mung im Land gehabt und am Tage der Wahl 
oder der Abstimmung das 18. Lebensjahr voll- 
endet habe. 

III. 

Der Bevollmächtigte der Einspruchsführer hat mit 
Schreiben vom 12. November 1970 die Behauptungen 
des Ministerpräsidenten zurückgewiesen und die 
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Erhebung der angebotenen Beweise beantragt. 

IV. 

Der Südwestfunk und der Süddeutsche Rundfunk 
haben mit Schreiben vom 11. und 19. Januar 1971 
auf Anforderung des Ausschusses mitgeteilt, die 
Arbeitsgemeinschaft der badischen Abstimmungs- 
komitees und der Verein Vereinigtes Baden-Würt- 
temberg e. V. hätten jeweils 5X4 Minuten Sendezeit 
erhalten. Auch die Sendezeit im Fernsehen sei für 
beide Abstimmungsparteien gleich gewesen. Die 
Verteilung der Sendezeit gehe auf eine Besprechung 
zurück, an der die Abstimmungsparteien beteiligt 
gewesen seien. 

Sonstigen Stellen seien keine Wahlsendezeiten ein- 
geräumt worden. Auch nicht den politischen Par- 
teien. Der Süddeutsche Rundfunk habe selbstver- 
ständlich über öffentliche Veranstalungen berichten 
müssen, die in der Baden-Frage stattgefunden hät- 
ten. Dies sei aber auch über Veranstaltungen beider 
Abstimmungsparteien erfolgt. Von der Ansprache 
des Ministerpräsidenten am Vortage der Abstim- 
mung, so teilt der Süddeutsche Rundfunk mit, be- 
säßen sie kein Manuskript. 

V. 

Zu den Angaben der Sendeanstalten trägt der Be- 
vollmächtigte der Einspruchsführer vor, das Problem 
liege nicht darin, welche Senciezeiten den Vertretern 
der Abstimmungsparteien eingeräumt worden seien, 
sondern welche Sendezeit dem Ministerpräsidenten, 
der Regierung und ihren Mitgliedern, dem Landtag 
usw. zur Verfügung gestanden hätte. Denn gerade 
in der Einräumung von Sendezeiten für diese 
Organe liege die Verletzung der Chancengleichheit. 

VI. 

Mit Schreiben vom 18. März 1971 hat der Bundes- 
minister des Innern als am Verfahren von Amts we- 
gen Beteiligter zu dem Einspruch Stellung genom- 
men und u. a. folgendes ausgeführt: 

1. Der Volksentscheid in Baden sei zunächst, wie 
auch die übrigen seit 1956 anstehenden Volksent- 
scheide, nach übereinstimmender Auffassung von 
Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung im 
Hinblick auf die künftige Wiedervereinigung zu- 
rückgestellt worden. Nachdem das Bundesverfas- 
sungsgericht durch Urteil vom 11. Juli 1961 
(BVerfGE 13,54) festgestellt habe, die Neugliede- 
rung sei ohne Rücksicht auf die Wiedervereini- 
gung zu vollziehen, habe die Bundesregierung 
1962 ihren Entwurf eines Ersten Neugliederungs- 
gesetzes eingebracht, mit dem die Baden-Frage 
vorab durch Volksentscheid habe gelöst werden 
sollen. 

Dieser Entwurf sei vom Bundestag nach mehrjäh- 
riger intensiver Beratung in der 4. Wahlperiode 
nicht mehr verabschiedet und in der 5. Wahl- 
periode wegen der grundlegenden politischen 
Meinungsverschiedenheiten der Parteien, insbe- 
sondere über Verfassungsfragen, nicht wieder 
eingebracht worden. Auch Gesetzentwürfe der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP zur Neu - 


gliederung seien in der 5. Wahlperiode nicht 
mehr verabschiedet worden. Erjst die Änderung 
des Artikels 29 des Grxmdgesetzes durch das 
25. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
19. August 1969 habe den Weg für die Lösung 
der Baden-Frage freigemacht. Für den Volksent- 
scheid sei nunmehr durch Verfassungs Vorschrift 
eine Frist bis zum 30. Juni 1970 gesetzt sowie 
die Alternativbefragung vorgeschrieben und ein 
Quorum von 25 v. H. eingeführt worden. Der 
Volksentscheid am 7. Juni 1970 sei entsprechend 
diesen in Art. 29 Abs. 3 GG bestimmten Voraus- 
setzungen durchgeführt worden. Angesichts die- 
ser Bemühungen des Bundesgesetzgebers um eine 
Lösung der Baden-Frage könne von Verschlep- 
pung keine Rede sein. 

2. Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch mit 
einer Verletzung des Grundsatzes der Chancen- 
gleichheit begründeten, wird ausgeführt, die Mit- 
glieder der Landesregierung von Baden- Württem- 
berg seien durch ihren Eid auf die Verfassung 
des Landes ebenso wie die Landesbeamten nicht 
verpflichtet gewesen, beim Volksentscheid für 
die Erhaltung des Landes Baden- Württemberg 
einzutreten. Dies ergäbe sich aus Art. 29 GG. Das 
Grundgesetz stelle den territorialen und persona- 
len Bestand, ja die Existenz einzelner Bundeslän- 
der zur Disposition der Bundesgewalt (vgl. BVerf- 
GE 13, 54 [75]). Insofern sei die Bundesrepublik 
ein „labiler Bundesstaat" (vgl. BVerfGE 1, 48; 5, 
38). Nach Bundesrecht sei die Verteidigung des 
Fortbestandes eines Landes, in dem das Verfah- 
ren nach Art. 29 GG begonnen habe, nicht Auf- 
gabe einer Landesregierung. Vielmehr seien dann 
nurmehr die in diesem Artikel mit Rechten und 
Zuständigkeiten ausgestatteten Stellen zur amt- 
lichen Tätigkeit berechtigt. 

Das Gebiet und der Bestand des Landes Baden- 
Württemberg seien beim Volksentscheid im Ge- 
bietsteil Baden zur Disposition gestellt gewesen. 
Durch den Eid auf die Verfassung des Landes 
Baden- Württemberg seien Minister und Beamte 
daher nicht gehindert gewesen, soweit sie ab- 
stimmungsberechtigt gewesen seien, sich in der 
Abstimmung frei zu entscheiden und im übrigen 
wie jeder andere Bürger ihre Meinung für die 
eine oder andere Lösung der Baden-Frage zu 
äußern. 

Bei dem Volksentscheid seien Regierung und 
Landtag von Baden- Würtemberg unmittelbar be- 
troffen gewesen. Zunächst sei die Regierungs- 
politik hinsichtlich des Gebietsteils Baden un- 
mittelbar Gegenstand der Auseinandersetzungen 
im Abstimmungskampf gewesen. Die Regierung 
habe schon aus diesem Grunde das Recht gehabt, 
sich gegenüber Angriffen zur Wehr zu setzen. 
Darüber hinaus sei sie auch im Hinblick auf den 
bevorstehenden Volksentscheid nicht gehindert 
gewesen, nach wie vor ihre Politik zu erläutern 
und Pläne für die Zukunft des Landes zu ent- 
wickeln und zu veröffentlichen. Schließlich könne 
man ihr ebensowenig wie dem Baden-Württem- 
bergischen Landtag vorwerfen, Beschlüsse zugun- 
sten der badischen Wirtschaft gefaßt zu haben. 
Selbst wenn dies - zumindest was den Zeitpunkt 
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betreffe - im Hinblick auf den bevorstehenden 
Volksentscheid erfolgt sein sollte, so sei doch da- 
durch die Wahlfreiheit des Bürgers ebensowenig 
beeinträchtigt worden wie durch „ Wahlge- 
schenke " in Wahljahren. 

Die Regierung Baden-Württembergs sei durch 
den Abstimmungskampf nicht gehindert gewe- 
sen, die von ihr für notwendig gehaltenen Maß- 
nahmen zu ergreifen. Auch die Herausgabe der 
Broschüre „Baden- Württemberg - Dynamisches 
Land im Südwesten" habe in den Bereich der 
Öffentlichkeitsarbeit der Regierung gehört. Wenn 
diese Broschüre auch für Baden-Württemberg als 
Ganzes werbe, so habe sie doch keineswegs eine 
Propagandaschrift im Abstimmungskampf darge- 
stellt. 

Wenn der Regierung ein breiter Raum zur Selbst- 
darstellung in Presse, Rundfunk und Fernsehen 
gewährt worden sei, liege dies in der Natur der 
Sache. Soweit irreführende Behauptungen, falsche 
Versprechungen sowie täuschende Erklärungen 
über die Folgen einer Abtrennung von Baden- 
Württemberg von amtlichen Stellen abgegeben 
sein sollten, so gelte für sie dasselbe wie für der- 
artige Erklärungen von privater Seite. Da der 
Staatsbürger wisse, daß es sich um eine Art 
Wahlpropaganda handele, die erfahrungsgemäß 
gewisse Vergröberungen, Verzerrungen, Pole- 
miken und dergleichen mit sich bringe, stellten 
solche Abweichungen von der Wahrheit in der 
Regel keinen Wahlanfechtungsgrund dar. 

Weiter heißt es in der Stellungnahme: Ebenso- 
wenig wie der Regierung werde man dem Land- 
tag, den Parteien, den Kreistagen und Gemeinde- 
räten versagen können, im Abstimmungskampf 
zur Abstimmungsfrage Stellung zu nehmen; dies 
gelte auch, soweit diesen Gremien nicht nur Bade- 
ner, sondern auch Württemberger angehörten. 
Abgesehen davon, daß auch bei Landtagswahlen 
„gebietsfremde" Politiker in den Wahlkampf ein- 
griffen, sei vom Ergebnis des Volksentscheids in 
Baden nicht nur die Bevölkerung dieses Gebiets- 
teils, sondern darüber hinaus die Bevölkerung 
des übrigen Baden- Württembergs betroffen. Es 
könne daher von ihnen weder erwartet noch ver- 
langt werden, zu einer Frage zu schweigen, die 
die Existenz des Landes betreffe. 

Demgegenüber sei es als unerlaubte Einmischung 
in den demokratischen Prozeß der Staatswillens- 
bildung bei Volksentscheiden anzusehen, wenn 
staatliche Machtmittel - personeller und finan- 
zieller Art - im Abstimmungskampf eingesetzt 
würden, der auf eine Manipulation der freien 
Entscheidung des Bürgers gerichtet sei. Vor allem 
die einseitige Behinderung von Wahlwerbung sei 
als Verletzung der Neutralitätspflicht amtlicher 
Stellen zu qualifizieren. Dazu gehörten: die Ent- 
fernung von Werbematerial einer bestimmten 
Gruppe durch städtische Bedienstete; die Schaf- 
fung von städtischen „Sperrbezirken", in denen 
nur einer bestimmten Gruppe die Werbung durch 
Plakate, Flugblätter usw. erlaubt sei. Ebenso ver- 
letze die einseitige staatliche Förderung eines 
Vereins, der für ein bestimmtes Abstimmungs- 


ergebnis eintrete, die Neutralitätspflicht. Dar- 
unter falle z. B. die Anbringung von Spruchbän- 
dern zugunsten einer bestimmten Gruppe durch 
öffentliche Bedienstete auf öffentlichen Gebäuden. 
Nach Meinung des Bundesministers des Innern 
wären auch ministerielle Rundsdireiben an Be- 
amte, in denen diese unter Hinweis auf den 
Diensteid aufgefordert worden seien, ihre Stimme 
beim Volksentscheid in einem bestimmten Sinne 
abzugeben, ebenso unzulässig wie entsprechende 
Rundschreiben an Lehrer mit der Aufforderung, 
im Staatsbürgerkunde-Unterricht zugunsten eines 
bestimmten Abstimmungsergebnisses einzutre- 
ten. Ferner sei unzulässig die Versendung von 
Werbematerial für den Abstimmungskampf durch 
eine Industrie- und Handelskammer unter Inan- 
spruchnahme personeller öder sachlicher Mittel 
dieser öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Auch 
könnten Bedenken gegen die Versendung des 
erwähnten Landtagsbeschlusses zugunsten der 
Erhaltung Baden-Württembergs in der behaup- 
teten Millionenauflage unter Einsatz von Steuer- 
miteln erhoben werden. Sofern die Herstellung 
und Verwendung dieser Landtagsdrucksache über 
das staatliche Maß hinausging, sei dies eine Ver- 
schleierung und eine unerlaubte Wahlwerbung 
aus öffentlichen Mitteln. 

Von einer Verletzimg der Bundestreue könne je- 
doch dann keine Rede sein, wenn und solange 
das Land und seine Amtsträger in zulässiger 
Weise auf die öffentliche Meinung Einfluß neh- 
men. Nur wenn dadurch die Wahlfreiheit der 
Abstimmungsberechtigten beeinträchtigt würde, 
könne ein Verstoß gegen die Pflicht zur Bundes- 
treue vorliegen. Ausreichende Beweise seien da- 
für jedoch nicht angeboten worden. 

3. Schließlich vertritt das Bundesministerium des 
Innern die Auffassung, angesichts des eindeu- 
tigen Abstimmungsergebnisses könne nicht ange- 
nommen werden, daß die Abstimmung zu einem 
anderen Ergebnis, d. h. zugunsten einer Ver- 
selbständigung Badens geführt hätte, wenn auf 
Seiten der Landesregierung und der übrigen 
staatlichen Funktionsträger in vereinzelten Fäl- 
len die Grenzen der Neutralitätspflicht nicht ver- 
letzt worden wären. 


B. 

Mit Schreiben vom 12. November 1970 weisen die 
Einspruchsführer die Behauptungen im Schriftsatz 
des Staatsministeriums von Baden-Württemberg 
vom 5. November 1970 insgesamt zurück und bean- 
tragen, die angegebenen Beweise zu erheben. 

Mit Schreiben vom 9. Dezember 1970 bitten die Ein- 
spruchsführer um Mitteilung, ob der Abg. Schoettle 
mit dem württembergischen Abgeordneten Schoettle 
identisch sei. 

Mit Schreiben vom 17. Dezember 1970 wurde ihnen 
daraufhin mitgeteilt, daß der Vorsitzende des Aus- 
schusses Abgeordneter Schoettle sei, der den Wahl- 
kreis 164 (Stuttgart I) vertrete. 
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Mit Schreiben vom 18. Februar 1971 nehmen die Ein- 
spnichsführer zu den Auskünften der Rundfunkan- 
stalten Stellung und vertreten die Auffassung, ent- 
scheidend sei nicht, welche Sendezeit den Vertretern 
des Vereins „Vereinigtes Baden-Württemberg" und 
der „Arbeitsgemeinschaft der Badischen Abstim- 
mungskomitees" eingeräumt, sondern welche Sende- 
zeit dem Ministerpräsidenten, der Regierung und 
ihren Mitgliedern, dem Landtag etc. zur Verfügung 
gestellt worden sei. Um wahrheitsgemäße und voll- 
ständige Auskünfte zu erteilen, sei die eidliche Ver- 
nehmung der Intendanten der Rundfunk- und Fern- 
sehanstalten notwendig. Alle diese Anstalten hätten 
von den Einspruchsführern gewußt, daß sie bestimm- 
tes Material benötigten. Jetzt solle dieses plötzlich 
nicht mehr vorhanden sein. 

Mit einem weiteren Schreiben (Eingang am 19. Mai 
1971) lehnen die Einspruchsführer den Vorsitzenden 
des Wahlprüfungsausschusses, Abg. Schoettle, als 
befangen ab. Zur Begründung tragen sie vor, als 
exponierter Vertreter einer Partei und einer Ge- 
werkschaftsorganisation, die beide im Abstimmungs- 
kampf gegen die Wiederherstellung Badens nach- 
drücklich eingetreten seien, habe Abg. Schoettle 
nicht die notwendige Sachdistanz, um im vorliegen- 
den Fall ein objektives und auch innerlich unabhän- 
giges Urteil abgeben zu können. Im übrigen sei den 
Einspruchsführem bekanntgeworden, daß er selbst 
in persönlichen Gesprächen gegen die Wiederher- 
stellung des Landes Baden eingetreten sei. Schließ- 
lich sei aus der Presse (BNN Karlsruhe, 9. Dezember 
1970, Nr. 286) bekanntgeworden, daß der Ausschuß- 
vorsitzende, Abg. Schoettle, es in der ersten Aus- 
schußberatung für „wirklichkeitsfremd" hingestellt 
habe, Politiker in solchen Fällen zur politischen Ab- 
stinenz zu verurteilen. Er habe sich damit bereits in 
der ersten Äusschußsitzung der Auffassung der Lan- 
dersegierung Baden-Württemberg angeschlossen. 

Die Einspruchsführer beziehen sich im übrigen zur 
Glaubhaftmachung der Ablehnungstatsachen auf 
eine dienstliche Äußerung des Abg. Schoettle, gege- 
benenfalls auf eine eidesstattliche Erklärung und 
notfalls auf seine eidliche Vernehmung. 

Zu den Ausführungen des Bundesministers des In- 
nern in seinem Schriftsatz vom 18. Marz 1971 ver- 
weisen die Einspruchsführer auf ihre bisherigen Aus- 
führungen unter Wiederholung der gestellten Be- 
weisanträge. Insbesondere verweisen sie auf das 
vorgelegte Gutachten des Prof. Dr. Gerd Roellecke. 


C. 

Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 des 
Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anberau- 
mung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung 
Abstand zu nehmen. 

Entsdieidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch fristgerecht 


begründet worden; er ist zulässig, jedoch offensicht- 
lich unbegründet. 

Der Antrag, den Vorsitzenden des Ausschusses, Ab- 
geordneter Schoettle, wegen Befangenheit abzuleh- 
nen, wird als unzulässig zurückgewiesen. 

L 

Obwohl der Ausschuß bereits in seiner Sitzung am 
4. Mai 1971 beschlossen hatte, dem Plenum zu emp- 
fehlen, den Einspruch gegen die Gültigkeit des 
Volksentscheids als offensichtlich unbegründet zu- 
rückzuweisen, hat er dennoch geprüft, ob der Antrag 
der Einspruchsführer auf Ablehnung des Ausschuß- 
vorsitzenden, Abg. Schoettle, wegen Befangenheit 
zulässig und gegebenenfalls begründet war. 

Nach § 9 WPG sind für das gesamte Verfahren die 
für den Zivilprozeß geltenden Bestimmungen ent- 
sprechend anzuwenden auf Fristen, Ladungen, Zu- 
stellungen, Vereidigungen und die Rechte und Pflich- 
ten von Zeugen und Sachverständigen. Aus dieser 
Bestimmung ergibt sich, daß die generelle Anwen- 
dung einer bestimmten Verfahrensordnung nicht 
vor geschrieben ist, das Verfahren also im Rahmen 
des Wahlprüfimgsgesetzes grundsätzlich, mit Aus- 
nahme der enumerativ aufgezählten besonders form- 
bedürftigen Prozeßhandlungen, der freien Gestaltung 
des Bundestages unterliegt (vgl. Seifert, Das Bundes- 
wahlgesetz, Kommentar, 2. Auflage, zu § 9 WPG 
Anm. I S. 328). Obwohl § 9 WPG keine Verweisung 
auf die Vorschriften des Zivilprozeßrechts über Aus- 
schließung und Ablehnung der Gerichtspersonen 
(§§ 41 ff. ZPO) enthält, hat der Ausschuß dennoch 
geprüft, ob evtl, aus allgemeinen rechtsstaatlichen 
Gesichtspunkten die Ablehnung eines Mitglieds des 
Wahlprüfungsausschusses wegen Befangenheit zu- 
lässig sein könnte. Er kam dabei zu dem Ergebnis, 
daß - die Zulässigkeit eines entsprechenden Ableh- 
nungsantrages unterstellt - dieser im vorliegenden 
Verfahren jedoch verspätet gestellt worden ist. Die 
freie Gestaltung des Verfahrens gestattet es dem 
Bundestag nicht, bei Anwendung bestimmter Ver- 
fahrensvorschriften deren Konsequenzen außer acht 
zu lassen. Nach § 43 ZPO verliert eine Partei das 
Recht, einen Richter wegen Besorgnis der Befangen- 
heit abzulehnen, wenn sie sich bei ihm, ohne den ihr 
bekannten Ablehnungsgrund geltend zu machen, in 
eine Verhandlung eingelassen oder Anträge gestellt 
hat. Spätestens nach Eingang des Schreibens vom 

17. Dezember 1970, in dem den Einspruchsführem 
mitgeteilt worden war, daß Abg. Schoettle den 
Wahlkreis Stutttgart I vertrat, wären den Ein- 
spruchsführern eventuelle Ablehnungsgründe be- 
kanntgeworden. Sie haben aber mit Schreiben vom 

18. Februar 1970, ohne auf das vorangegangene 
Schreiben einzugehen, sich zur Sache geäußert und 
auch einen Antrag gestellt. 

In entsprechender Anwendung der Vorschriften der 
ZPO war daher der Antrag auf Ablehnung des Aus- 
schußvorsitzenden wegen Besorgnis der Befangen- 
heit als verspätet gestellt zurückzuweisen. 

Im übrigen vertritt der Wahlprüfungsausschuß die 
Auffassung, daß die vorgetragenen Ablehnungs- 
gründe auch materiell, insbesondere aus verfas- 
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sungsrechtlichen Gründen, nicht durchgreifen wür- 
den. 

Der Ausschußvorsitzende hat vor dem Ausschuß er- 
klärt, daß für ihn, unbeschadet seines verfassungs- 
mäßigen Status als Abgeordneter, keine gegenständ- 
lich vernünftigen Gründe für eine Selbstablehnung 
erkenbar seien (vgl. § 48 ZPO). 

11 . 

Für die Durchführung des Volksentscheids (Art. 29 
Abs. 6 Satz 2 GG n. F.) im Gebietsteil Baden war das 
Gesetz über den Volksentscheid im Gebietsteil 
Baden des Landes Baden-Württemberg gemäß Art. 
29 GG vom 26. Februar 1970 - VolksentscheidsG 
Baden-Württemberg - (Bundesgesetzbl. I S. 201) an- 
zuwenden. Gemäß Art, 1 § 4 VolksentscheidsG fin- 
den auf das Verfahren die Vorschriften der §§ 20 ff. 
des Gesetzes über Volksbegehren und Volksent- 
scheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Art. 29 Abs. 2 bis 6 GG vom 23. Dezember 1955 - 
NeugliederungsG - (Bundesgesetzbl. I S. 835 i. d. F. 
des Art. 2 VolksentscheidsG Baden-Württemberg) 
Anwendung. Nach § 32 Abs. 3 des NeugliederungsQ 
gilt für die Entscheidung über die Gültigkeit der Ab- 
stimmung das Wahlprüfungsgesetz vom 12, März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166), geändert durch Ge- 
setz vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 977) 
entsprechend. 

Wie das Wahlprüfungs verfahren nur dem Schutz des 
objektiven Wahlrechts, d. h. der Erzielung der ge- 
setzmäßigen Zusammensetzung des Bundestages 
(vgl. BVerfGE I 430 (433]) dient, so dient die Prüfung 
der Ordnungsgemäßheit der Durchführung des 
Volksentscheids der Frage, ob die festgestellten oder 
behaupteten Mängel Einfluß auf das Ergebnis des 
Volksentscheids gehabt haben oder gehabt haben 
konnten. 

Von diesen im Wahlprüf ungsverfahren in ständiger 
Praxis angewandten Gesichtspunkten hat sich der 
Wahlprüfungsausschuß auch bei dem vorliegenden 
Einspruch gegen die Gültigkeit des Volksentscheids 
leiten lassen. 

IIL 

1. Soweit die Einspruchsführer mit ihrem Einspruch 
ein unzulässiges Eingreifen des Landtages des 
Landes Baden-Württemberg, der Regierung des 
Landes Baden-Württemberg, der Parteien des 
Landes Baden-Württemberg, der verschiedensten 
Kreis- und Gemeinderäte, der Städte des ehema- 
ligen Gebietsteils Baden zugunsten der Erhaltung 
des Landes Baden- Württemberg rügen, kann der 
Einspruch keinen Erfolg haben. 

Das Gebiet und der Bestand des Landes Baden- 
Württemberg wurden durch den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden zur Disposition gestellt. 
Nach Bundesrecht ist die Verteidigung des Fortbe- 
standes eines Landes, in dem das Verfahren nach 
Art. 29 GG begonnen hat, nicht Aufgabe einer 
Landesregierung, vielmehr sind nach Einleitung 
dieses Verfahren nurmehr die in diesem Artikel 
mit Rechten und Zuständigkeiten ausgestatteten 
Stellen zur amtlichen Tätigkeit berechtigt (vgl. 


Maunz-Dürig-Herzog, Grundgesetz Art. 29 Rand- 
Nr. 10). Das schließt jedoch nicht aus, daß Amts- 
träger des zur Disposition gestellten Bundeslan- 
des wie alle anderen Staatsbürger ihre Meinung 
für die eine oder andere Lösung frei äußern und 
für sie eintreten können, insbesondere nicht, daß 
Regierung und gesetzgebende Körperschaften - 
bezogen auf ihre Organtätigkeit - der Öffentlich- 
keit ihre Politik, ihre Maßnahmen und Vorhaben 
sowie künftig zu lösende Fragen zu erläutern 
(BVerfGE 20,56 [90/100]), 

a) Der Vorwurf einer Verletzung der Chancen- 
gleichheit durch die genannten Organe, 
Organisationen usw. verkennt außerdem den 
Unterschied zwischen einer Wahl und einem 
Volksentscheid. Während der Akt der Wahl 
unmittelbaren Bezug auf die politischen Par- 
teien hat, ist dies beim Volksentscheid nicht 
gegeben. Bei einer Wahl treten die politischen 
Parteien untereinander in Konkurrenz und 
der Grundsatz der freien Wahl verlangt die 
Gleichheit der Chancen der politischen Par- 
teien. Bei einem Volksentscheid geht es um 
das Ja oder Nein zu einer speziellen Sach- 
frage, d. h. welche Landeszugehörigkeit ein 
bestimmter Gebietsteil haben soll. Hierbei 
entscheiden die Bürger sich nicht für oder 
gegen eine politische Partei, aber auch nicht 
für oder gegen Heimatbünde; im vorliegenden 
Fall für oder gegen den Verein „Vereinigtes 
Baden-Württemberg e. V." oder die „Arbeits- 
gemeinschaft Badischer Abstimmungskomi- 
tees". Letztere sind freie gesellschaftliche Ge- 
bilde, die sich selbst das Ziel gesetzt haben, 
im Rahmen des verfassungsrechtlich Erlaubten 
ihre Ziele zu propagieren. Im Rahmen dieser 
ihrer Tätigkeit kann sich die Frage der Chan- 
cengleichheit zu den politischen Parteien und 
staatlichen Organisationen nicht stellen (vgl. 
BVerfGE Bd. 13, 54 [83 f.]). Eine Verletzung 
des Grundsatzes der Chancengleichheit wäre 
allenfalls dann durch die staatlichen Organe 
möglich gewesen, wenn einem der Heimat- 
bünde in besonderem Maße finanzielle Zu- 
wendungen gemacht worden wären. Von den 
Einspruchsführern wurde aber nicht vorgetra- 
gen, daß dem Verein „Vereinigtes Baden- 
Württemberg e. V." mehr Mittel zur Ver- 
fügung gestellt wurden als der „Arbeitsge- 
meinschaft Badischer Abstimmungskomitees". 

b) Aus den Begründungen der Einspruchsführer 
muß aber entnommen werden, daß sie nicht 
nur eine Verletzung des Grundsatzes der 
Chancengleichheit rügen, sondern in den Ak- 
tionen der genannten Organe und Organi- 
sationen etc. auch eine Verletzung des Grund- 
satzes der freien Wahl erblicken wollen. 

Der Grundsatz der freien Wahl bedeutet, wie 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, 
„daß jeder Wähler sein Wahlrecht frei, d. h. 
ohne Zwang oder sonstige unzulässige Beein- 
flussung von außen ausüben kann. Durch sie 
soll vor allem die freie Wahlbetätigung ge- 
schützt werden" (vgl. BVerfGE 7, 63 [69]). 
Unabdingbare Voraussetzung für die freie 
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Wahl ist der Sdiutz des Wahlgeheimnisses 
(vgl. Seifert, a. a. O. S. 42). Soweit sich die 
Grundsätze der freien und geheimen Wahl 
(vgl. Art. 38 Abs. 1 GG) gegenseitig bedingen, 
ist weniger die freie Willensbildung oder die 
Freiheit des Entsdilusses angesprochen, als 
vielmehr die grundgesetzlidi garantierte Frei- 
heit des einzelnen Wählers, seine in der Re- 
gel sdion vor der Wahlhandlung getroffene 
Entscheidung frei von jeder Kontrolle und je- 
dem Druck in der Wahlhandlung zu dokumen- 
tieren. Diese für die Wahlhandlung geltenden 
Grundsätze müssen im gleidien Maße auch für 
den Volksentscheid gelten. Denn nur dann, 
wenn diese Grundsätze beachtet werden, kön- 
nen aus dem Ergebnis der Abstimmung die 
gesetzlichen Folgerungen gezogen werden. 


Die grundgesetzlich garantierte Entscheidungs- 
freiheit bedeutet daher bei einem Volksent- 
scheid die Freiheit des einzelnen Abstim- 
mungsberechtigten, seine Entscheidung frei 
von jeder Kontrolle und jedem Druck zu tref- 
fen, Es muß davon ausgegangen werden, daß 
auch bei einem Volksentscheid der einzelne 
Abstimmungsberechtigte in der Regel schon 
vor der Abstimmungshandlung seine Entschei- 
dung getroffen hat. Diese Vorformung des 
politischen Willens wird durch Art. 5 GG 
garantiert (vgl. BVerfGE 8, 104 [112]). Gerade 
in einem demokratischen Staatswesen muß 
sich die Willensbildung des Volkes frei, offen 
und unreglementiert vollziehen (vgl. BVerf- 
GE 9, 162 [165]; 20, 56 [98]). Zwar sind durch 
Art. 21 GG die politischen Parteien vorrangig 
zur politischen Willensbildung des Volkes be- 
rufen, dennoch hat das Gesetz ihnen diesbe- 
züglich kein Monopol (vgl. BVerfGE 20, 56 
[140]) eingeräumt. Wenn schon die Ablehnung 
eines Monopols für die politischen Parteien im 
Wahlkampf gilt, muß dies erst recht für einen 
Volksentscheid gelten. Verbänden und Ver- 
einigungen steht daher, auch ohne daß sie als 
notwendige Einrichtungen für ^inen Volksent- 
scheid vorhanden sein müssen, in besonderem 
Maße das Recht zu, auf den Prozeß der Mei- 
nungs- und Willensbildung des Volkes einzu- 
wirken. Das besagt aber nicht, daß nur die 
genannten Heimatbünde als Träger des Ab- 
stimmungskampfes in den Prozeß der Mei- 
nungsbildung eingreifen dürften. Auch ist die 
Auffassung falsch, nur Verbände, die sich auf 
das Abstimmungsgebiet beschränkten, dürften 
im Abstimmungskampf meinungsbildend in 
die Auseinandersetzungen eingreifen. Art. 5 
Abs. 1 Satz 2 GG räumt allen Staatsbürgern, 
unabhängig von ihrer „Gebietszugehörigkeit" 
das Recht der freien Meinungsäußerung ein. 
Kann daher das Tätigwerden der genannten 
Organe, Organisationen etc. im Rahmen des 
Meinungs- und Willensbildungsprozesses 
nicht beanstandet werden, könnte allenfalls 
ein Mißbrauch der dem Landtag, der Regie- 
rung, den Gemeinderäten etc. eingeräumten 
Möglichkeiten und Mittel vorliegen. 


Das Bundesverfassungsgericht hat zur Frage 
der Willensbildung des Volkes und der staat- 
lichen Willensbildung festgestellt, daß diese 
auf vielfältige Weise miteinander verschränkt 
sind. „In einer Demokratie muß sich diese 
Willensbildung aber vom Volke zu den Staats- 
organen, nicht umgekehrt von den Staats- 
organen zum Volke hin, vollziehen. Die 
Staatsorgane werden durch den Prozeß der 
politischen Willensbildung des Volkes, der in 
die Wahlen einmündet, erst hervorgebracht 
(Art. 20 Abs. 2 GG). Das bedeutet, daß es den 
Staatsorganen grundsätzlich verwehrt ist, sich 
in bezug auf den Prozeß der Meinungs- und 
Willensbildung des Volkes zu betätigen; daß 
dieser Prozeß also grundsätzlich „staatsfrei" 
bleiben muß, Nebenwirkungen der gesetzge- 
benden Körperschaften und von Regierung 
und Verwaltung auf diesen Prozeß sind nur 
dann mit dem demokratischen Grundsatz der 
freien und offenen Meinungs- und Willens- 
bildung vom Volk zu den Staatsorganen ver- 
einbar, wenn sie durch einen besonderen, 
selbstverfassungsrechtlich legitimierenden 
Grund gerechtfertigt werden können (vgl, 
BVerfGE 20, 56 [99]). Als zulässige Einwir- 
kung betrachtet das Bundesverfassungsgericht 
die sogenannte Öffentlichkeitsarbeit von Re- 
gierungen und Körperschaften, soweit sie - 
bezogen auf ihre Organtätigkeit - der Öffent- 
lichkeit ihre Politik, ihre Maßnahmen und 
Vorhaben sowie die künftig zu lösenden Fra- 
gen darlegen und erläutern (BVerfGE a. a. O. 
S. 100), Sind diese Feststellungen des Bundes- 
verfassungsgerichts auch im wesentlichen auf 
die Wahlen und in diesem Zusammenhang auf 
die politischen Parteien ausgerichtet, so kön- 
nen diese Grundsätze, wenn auch nicht im Ver- 
hältnis der politischen Parteien zu den soge- 
nannten Heimatbünden, wohl aber auf die 
Öffentlichkeitsarbeit von Regierung, Landtag 
usw. im Rahmen des Volksentscheids Anwen- 
dung finden. 

Auch bei einem Volksentscheid muß davon 
ausgegangen werden, daß im parlamentari- 
schen System der Regierung ein natürlicher 
Vorsprung an Autorität und der Vorteil, sich 
in der Ausübung der Macht darstellen zu kön- 
nen, zugute kommt. Dabei ist davon auszu- 
gehen, daß bei einem Volksentscheid ja letzt- 
lich auch über die Arbeit der Regierung und 
der sie tragenden Parteien entschieden wird. 
Der Volksentscheid ist keine Abstimmung im 
luftleeren Raum, vielmehr erfolgt die Vorfor- 
mung der politischen Willensbildung des Vol- 
kes in bezug auf die Zugehörigkeit eines Lan- 
desteiles zu einem Bundesland auf Grund viel- 
fältiger Faktoren. Insofern stellt sich die Wil- 
lensbildung als komplexer Prozeß dar, bei dem 
mannigfache Beziehungen, Abhängigkeiten 
und Einflußnahmen mitwirken. 

Ist der Regierung und dem Parlament von 
Baden-Württemberg auf Grund zulässiger 
Öffentlichkeitsarbeit, bezogen auf ihre Organ- 
tätigkeit, insofern kein unzulässiger Eingriff 
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in die Auseinandersetzungen im Abstim- ; 
mungskampf zum Vorwurf zu machen, als sie ; 
die Politik des Landes Baden-Württemberg I 
und die zukünftigen Vorhaben dieses Landes : 
den Abstimmungsberechtigten vor Augen 
führte, kann nur noch fraglich sein, ob die I 
Selbstdarsteliung in einem vertretbaren Rah- ; 
men geblieben ist. 

Die Entschließung des Landtages vom 27. Mai 
1970 (72. Sitzung des Landtages BW) kann 
nicht als unzulässiger Eingriff in den Abstim- 
mungskampf gewertet werden. Zwar enthält 
die Entschließung unter Nr. 4 eine Warnung 
vor den möglichen Folgen einer Aufteilung 
des Landes Baden-Württemberg, entscheidend 
ist jedoch die Aufforderung an alle stimmbe- 
rechtigten Bürger des Landesteils Baden, sich 
an der Abstimmung zu beteiligen, damit nicht 
eine kleine Minderheit über das Schicksal 
eines Landes mit über acht Millionen Einwoh- 
nern entscheidet (Nr. 5). Auch diese Aufforde- : 
rung enthält zwar eine eindeutige Partei- 
nahme zugunsten des Bestandes des Landes 
Baden-Württemberg. Dies ist jedoch nicht zu 
beanstanden, da es dem Parlament im Rahmen 
seiner organschaftlichen Tätigkeit nicht ver- 
sagt werden kann, im Abstimmungskampf zur 
Abstimmungsfrage Stellung zu nehmen. Auch 
stellte diese Entschließung des Landtages 
keine Verletzung der Bundestreue dar. Da- 
durch, daß ein Land zur Disposition der Bun- 
desgewalt gestellt wird, verlieren die Länder- 
organe nicht das Recht, sich für die Beibehal- 
tung des bisherigen Status einzusetzen. Die 
Länder sind zwar im Rahmen der Neugliede- 
rung des Bundesgebietes lediglich Objekte der 
von Bundes wegen vorzunehmenden Neuglie- 
derung; diese passive Beteiligung nimmt aber 
auch im Hinblick auf die Bundestreue der 
Volksvertretung nicht das Recht, sich mit Ent- 
schließungen an die Öffentlichkeit zu wenden. 
Dadurch, daß ein Bundesland durch Bundes- 
gesetz zur Disposition der Bundesgewalt ge- 
stellt wird, geht die gewählte Volksvertre- 
tung des Landes noch nicht ihrer Rechte und 
gesetzmäßigen Grundlagen verlustig, da der 
Volksentscheid lediglich ein Vorverfahren 
darstellt. Ihre organschaftliche Tätigkeit wird 
daher durch das Verfahren nicht berührt. Im 
Rahmen dieser Tätigkeit hat die Volksvertre- 
tung aber insbesondere auch das Recht, sich 
gegenüber Angriffen zur Wehr zu setzen und 
auf mögliche politische und v/irtschaftliche 
Folgen der Teilung des Landes hinzuweisen. | 
Dies gilt um so mehr, als eine Neugliederung 
im Interesse des Ganzen und nur nach über- 
geordneten Gesichtspunkten erfolgen soll : 
(BVerfGE 13, 54 [74]). Aus diesem Grunde ' 
spielt es auch keine Rolle, daß bei der Be- 
schlußfassung über die Entschließung nicht- 
badische Volksvertreter mitabgestimmt haben. 
Ist die Neugliederung des Bundesgebietes 
Sache des Bundes, kann die Einflußnahme auf 
die Willensbildung des Volkes nicht lediglich 
jenen Vorbehalten bleiben, die im Abstim- 
mungsgebiet ihren Wohnsitz haben. 
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Außerdem erscheint im vorliegenden Falle die 
durch die Entschließung möglicherweise er- 
folgte Einflußnahme staatlicher Organe auf die 
Willensbildung des Volkes im Rahmen des 
Abstimmungskampfes nur deshalb von einer 
gewissen Bedeutung, weil die im Landtag ver- 
tretenen Parteien hinsichtlich der Abstimmung 
eine einheitliche Meinung vertraten. Daß da- 
durch schon rein optisch den Befürwortern der 
Aufrechterhaltung des Landes Baden-Württem- 
berg ein Übergewicht zukam, ändert nichts 
an den getroffenen Feststellungen. Wäre näm- 
lich der Abstimmungskampf auch im Streit 
der politischen Parteien gewesen, wäre es 
nicht zu einer einseitigen Gewichtsverteilung 
hinsichtlich des Meinungsbildungsprozesses 
gekommen; übereinstimmende politische Auf- 
fassungen bei den Parteien können diese je- 
doch nicht zu einer größeren Zurückhaltung 
verpflichten, wenn es um Fragen von überge- 
ordnetem Interesse geht. 

c) Die hier getroffenen Feststellungen gelten in 
gleichem Maße für die Entschließungen kom- 
munaler Vertretungskörperschaften, wobei es 
aus den dargelegten Gründen keine Rolle 
spielt, ob diese im Abstimmungsgebiet lagen 
oder nicht. 

d) Zwar waren die im Landtag vertretenen poli- 
tischen Parteien nicht Träger des Abstim- 
mungskampfes, schon aus Art. 5 Abs. 1 Satz 5 
GG kann ihnen jedoch nicht das Recht abge- 
sprochen werden, sich mit Entschließungen an 
die Abstimmungsberechtigten zu wenden und 
ihre Mitglieder aufzufordern, sich für die Er- 
haltung des Bundeslandes Baden-Württem- 
berg einzusetzen. Aus den obigen Darlegun- 
gen ergibt sich auch, daß die Mitwirkung 
württembergischer Parteimitglieder nicht zu 
beanstanden ist. 

e) Der Einspruch läßt sich auch nicht auf die Her- 
ausgabe der Broschüre „Baden- Württemberg - 
Dynamisches Land im Südwesten" durch die 
Landesregierung stützen. 

Nach Meinung des Wahlprüfungsausschusses 
fällt eine derartige Broschüre noch in den Be- 
reich „Öffentlichkeitsarbeit" der Regierung. 
Öbwohl sie für das Land Baden-Württemberg 
als Ganzes wirbt, kann sie nicht als Propa- 
gandaschrift im Abstimmungskampf und damit 
als unzulässige Wahlbeeinflussung gewertet 
werden. 

f) Soweit die Einspruchsführer darüber hinaus 
die Tätigkeit der Landesregierung, insbeson- 
dere des Ministerpräsidenten, rügen, kann der 
Einspruch keinen Erfolg haben. 

Sicher kommt den Ausführungen des amtie- 
renden Ministerpräsidenten eines Bundeslan- 
des im Rahmen eines Abstimmungskampfes 
besondere Bedeutung zu. Dasselbe gilt in fast 
gleichem Maße für die Ausführungen der am- 
tierenden Landesminister. Es kann aber einer 
Landesregierung auch im Rahmen eines Ab- 
stimmungskampfes nicht versagt werden, poli- 
tische Fragen von erhöhtem Interesse aufzu- 
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greifen, sich insbesondere gegen Angriffe 
einer bestimmten Seite zur Wehr zu setzen. 
Dabei soll allerdings nicht übersehen werden, 
daß sich die Landesregierung bei der Ausein- 
andersetzung innerhalb des Abstimmungs- , 
kampfes ein gewisses Maß an politischer Zu- 
rückhaltung und Objektivität auf erlegen muß. 
Ob dieses Maß im vorliegenden Falle über- 
schritten worden ist, bedarf nach Auffassung 
des Ausschusses keiner weiteren Prüfung. Es 
kann auf Grund des Abstimmungsergebnisses, 
bei dem nur 18,07 Vo sich für die Wiederher- 
stellung des Landes Baden ausgesprochen ha- 
ben, davon ausgegangen werden, daß auch bei 
größerer Zurückhaltung der Landesregierung 
das Quorum nicht erreicht worden wäre. 

g) Soweit die Einspruchsführer geltend machen, : 
die Sendezeiten für die Baden-Anhänger seien 
zu kurz beschnitten gewesen, während den | 
Anhängern für das Land Baden-Württemberg | 
über Regierung, Landtag, Presse und Rund- 1 
funk mindestens das Zehnfache der Sendezeit | 
zur Verfügung gestanden habe, muß zunächst I 
festgehalten werden, daß zwischen den Rund- ! 
funk- und Fernsehanstalten einerseits und den ! 
beiden Heimatbünden andererseits eine Ver- : 
teilung der Sendezeiten vereinbart worden ; 
war, die weder von der „Arbeitsgemeinschaft 
Badischer Abstimmungskomitees'' noch vom 
Verein „Vereinigtes Baden-Württemberg 
e. V." beanstandet wurde. Auf Grund der 
Stellungnahmen der Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten, die inhaltlich von den Einspruchs- 
führern nicht bestritten wurden, ist zu ent- 
nehmen, daß sonstigen Stellen, auch nicht den 
politischen Parteien, Sendezeit für den Ab- 
stimmungskampf eingeräumt wurde. Es liegt 
jedoch in der Natur der Sache, daß bei der 
Berichterstattung über öffentliche Veranstal- 
tungen auch hier den Vertretern staatlicher 
Organe ein nicht zu unterschätzender Vorrang : 
eingeräumt wird. Dieser Vorrang kann jedoch 
aus den bereits dargelegten Gründen nicht als i 
eine Verletzung des Grundsatzes der Chan- | 
cengleichheit gewertet werden; auch ist in ihm j 
kein Verstoß gegen das Demokratiegebot zu ; 
erblicken. i 

Wenn Rundfunk- und Fernsehanstalten über 
Veranstaltungen im Abstimmungskampf be- 
richtet haben, ist darin auch keine amtliche | 
Wahlbeeinflussung zu erblicken. Zwar müssen 
die Rundfunk- und Fernsehanstalten ein Min- 
destmaß an Ausgewogenheit beachten. Dieses 
Erfordernis kann jedoch im vorliegenden Falle 
bei der Verteilung der Gewichte für bzw. ge- 
gen eine Aufteilung des Landes Baden-Würt- 
temberg nicht bedeuten, daß die Berichterstat- 
tung jeweils gleichmäßig auf die Veranstal- 
tungen der Befürworter und Gegner der Wie- 
derherstellung eines selbständigen Landes Ba- 
den erfolgen mußte. Bei dem eindeutigen 
Übergewicht von Veranstaltungen der Befür- 
worter der Erhaltung des Bestandes des Lan- 
des Baden-Württemberg lag es nahe, daß die- 


ses auch zeitmäßig bei der Berichterstattung 
zum Ausdruck kam. 

h) Es kann dahingestellt bleiben, ob es unter 
allen rechtlich relevanten Gesichtspunkten 
vertretbar war, daß der Ministerpräsident am 
Vorabend der Abstimmung noch einmal über 
die Rundfunk- und Fernsehanstalten zum Ab- 
stimmungsproblem Stellung nahm. 

Selbst wenn er, was vom Wahlprüfungsaus- 
schuß nicht nachgeprüft werden konnte, die 
Abstimmungsberechtigten lediglich aufgefor- 
dert haben sollte, von ihrem Wahlrecht Ge- 
brauch zu machen, kann auf Grund der voran- 
gegangenen Auseinandersetzungen im Ab- 
stimmungskampf und der eindeutigen Stel- 
lungnahme der Regierung des Landes Baden- 
Württemberg bei objektiver Betrachtungs- 
weise nicht ausgeschlossen werden, daß diese 
Rede bei einigen Abstimmungsberechtigten 
als Aufforderung, für den Bestand des Landes 
Baden-Württemberg einzutreten, gewertet 
wurde. Unter Berücksichtigung der Tatsache 
jedoch, daß die Vorformung des politischen 
Willens bei der weitaus größten Zahl der 
Wähler bereits längere Zeit vor der Abstim- 
mung erfolgt, hält der Ausschuß einen nicht 
unausschließbaren Verstoß gegen das Demo- 
kratiegebot im vorliegenden Falle für nicht so 
erheblich, daß er in der Lage gewesen wäre, 
das Ergebnis der Abstimmung entscheidend 
zu beeinflussen. 

2. Soweit die Einspruchsführer zusätzlich darauf 
hinweisen, die Behauptungen der Regierung und 
des Landtages von Baden-Württemberg, ein wie- 
derhergestelltes Land Baden sei finanzschwach, 
seien irreführend gewesen und hätten die Ab- 
stimmungsberechtigten in unzulässiger Weise be- 
einflußt, kann der Einspruch keinen Erfolg 
haben. 

Abgesehen davon, daß eine detaillierte materielle 
Nachprüfung derartiger Behauptungen durch den 
Wahlprüfungsausschuß nicht möglich ist, sieht 
der Ausschuß als gegeben an, daß bei der der- 
zeitigen wirtschaftlichen Struktur des Landes 
Baden-Württemberg eine Aufteilung dieses Lan- 
des sich wahrscheinlich negativ insbesondere auf 
das strukturschwache Land Baden ausgewirkt 
hätte. Dies gilt um so mehr, als gerade auf dem 
Finanz- und wirtschaftlichen Sektor aus vielfäl- 
tigen Gründen in räumlich größeren Bereichen 
gedacht und gehandelt werden muß, um struk- 
turelle Unterschiede auszugleichen. 

Selbst wenn man die beanstandeten Hinweise auf 
die Finanzschwäche des wiederhergestellten Lan- 
des Baden nicht mehr zur organschaftlichen Tätig- 
keit der Landesregierung rechnen könnte und 
damit ihre Unzulässigkeit im Abstimmungskampf 
unterstellen würde, hätten sie nach Auffassung 
des Ausschusses auf Grund der Tatsache, daß 
der größte Teil der Wahlberechtigten in der Lage 
ist, zwischen Tatsachen, Behauptungen und reiner 
Propaganda unterscheiden zu können, keinen ent- 
scheidenden Einfluß auf das Abstimmungsergeb- 
nis gehabt. 
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3. Mit der Behauptung, das Wahlergebnis sei ins- 
besondere dadurch beeinflußt worden, daß der 
Volksentscheid solange verschleppt worden sei, 
kann der Einspruch nicht begründet werden, da, 
wie in der Stellungnahme des Bundesministers 
des Innern zutreffend dargclegt ist, von einer 
bewußten und gewollten Verschleppung der Ab- 
stimmung keine Rede sein kann. 

4. Die Behauptung der Einspruchsführer, das Er- 
gebnis der Abstimmung sei dadurch beeinflußt 
worden, daß die Geburtsbadener nicht zur Ab- 
stimmung zugelassen worden seien, greift nidit 
durdi. Das Bundesverfassungsgericht hat in sei- 
ner Entscheidung vom 6. Mai 1970 festgestellt: 

„Der Grundsatz der Allgemeinheit und Gleichheit 
der Wahl verlangt nicht, daß bei einem Volksent- 
scheid nach Art. 29 Abs. 3 GG abstimmungsbe- 
rechtigt auch derjenige ist, der nur im Abstim- 
mungsgebiet geboren ist" (Leitsatz BVerfGE 28, 
220). Zur Begründung wird darauf hingewiesen, 
die Frage, ob ein Gebietsteil selbständiges Land 
werden solle, berühre in erster Linie den in dem 
Gebietsteil ansässigen Aktivbürger. Seine Le- 
bensgestaltung - anders als die des dort zwar 
geborenen, aber nicht mehr wohnhaften Bürgers - 
sei ln vielfältiger Weise mit der konkreten poli- 
tischen Ordnung des engeren Bereichs, in dem er 
lebe, verknüpft. Diese Besonderheit rechtfertige 
die Differenzierung (BVerfGE a. a. O. S. 226). Der 
Wahlprüfungsausschuß schließt sich dieser den 
Bundestag im übrigen bindenden Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts an. 

5. Schließlich können die Einspruchsführer auch mit 
dem Vorwurf, bei dem Volksentscheid seien Ab- 
stimmungsberechtigte ab 18 Jahren zugelassen 
worden, nicht gehört werden. 

Das Staatsministerium Baden- Württemberg weist 
zutreffend darauf hin, abstimmungsberechtigt sei 
gewesen, wer am Abstimmungstage nach den lan- 
desgesetzlichen Vorschriften zum Landtag wahl- 
berechtigt gewesen sei. Nach Art. 26 Abs. 1 der 
Verfassung des Landes Baden- Württemberg i.d.F. 
des Art. I Nr, 1 des Änderungsgesetzes vom 
17. März 1970 (Ges.Bl. S. 83), das nach seinem 
Art. II am 1. Mai 1970 in Kraft getreten ist, war 
danach am Abstimmungstage wähl- und stimm- 
berechtigt jeder Deutsche, der seinen Wohnsitz 
im Land gehabt und am Tage der Wahl oder der 
Abstimmung das 18. Lebensjahr vollendet hatte. 
Da es im Rahmen der Wahlprüfung nicht Aufgabe 
des Wahlprüfungsausschusses bzw. des Bundes- 
tages ist, bestehende Gesetze nachzuprüfen, kann 
der Einspruch auch insoweit keinen Erfolg haben. 

IV. 

Können die Einspruchsführer daher mit den einzel- 
nen von ihnen vorgetragenen Einspruchsbegründun- 
gen nicht gehört werden, reichen sie auch in ihrer 
Gesamtheit nicht aus, dem Einspruch zum Erfolg zu 
verhelfen. 

Der Wahlprüfungsausschuß ist zwar der Meinung, 
daß Wahlfehler mit an Sicherheit grenzender Wahr- 


scheinlichkeit nicht ganz auszuschließen sind, er ist 
jedoch der Überzeugung, daß auch bei Unterstellung 
einzelner Wahlfehler diese keinen entscheidenden 
Einfluß auf das Abstimmungsergebnis gehabt haben 
können. Wenn für die Wiederherstellung Badens 
nur 288 813 Stimmen (= 18,07 Vo) bei einer Wahl- 
beteiligung von 62,83 Vo abgegeben wurden, so läßt 
dieses Abstimmungsergebnis an Deutlichkeit nichts 
zu wünschen übrig. Da es aber, wie bei der Wahl- 
prüfung, auch bei der Prüfung der Ordnungsgemäß- 
heit einer Abstimmung nur darauf ankommen kann, 
ob festgestellte oder behauptete Mängel Einfluß auf 
das Ergebnis des Volksentscheids gehabt haben 
oder gehabt haben könnten, d. h. das gesetzlich vor- 
geschriebene Quorum hätte erreicht werden können, 
stellt der Ausschuß auf Grund des Abstimmungs- 
ergebnisses fest, daß mit einem anderen Abstim- 
mungsergebnis, selbst bei Unterstellung einiger 
Wahlfehler, nicht gerechnet werden konnte. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfange als 
offensichtlich unbegründet (§ 6 WPG) zurückzu- 
weisen. 


Die Kostenentscheidung beruht auf § 19 Abs. 1 WPG. 
Mit dieser Bestimmung soll ermöglicht werden. Wahl- 
berechtigten oder Gruppen von Wahlberechtigten, 
die nicht in amtlicher Eigenschaft (vgl. § 2 Abs. 2 
WPG) Einspruch einlegen, die notwendigen Aus- 
lagen zu erstatten, wenn dem Einspruch stattgege- 
ben oder dieser nur deshalb zurückgewiesen wird, 
weil der geltend gemachte Mangel keinen Einfluß 
auf das Wahlergebnis gehabt hat. Die Bestimmung 
des § 19 Abs. 1 WPG muß als Anpassung an die dar- 
gelegte Entscheidungspraxis des Deutschen Bundes- 
tages in Wahlprüfungsangelegenheiten angesehen 
werden, nach der Wahlfehler nur dann als erheblich 
zu werten sind, wenn sie für die Sitzverteilung im 
Deutschen Bundestag von Einfluß gewesen sind oder 
sein könnten. Dieser Grundsatz ist auch bei der Prü- 
fung der ordnungsgemäßen Durchführung einer Ab- 
stimmung anzuwenden. 

Auf Grund der vom Wahlprüfungsausschuß vorge- 
nommenen Prüfung läßt sich nicht mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit ausschließen, daß in 
einzelnen Fällen Wahlfehler vorgekommen sind. 
Aus diesem Grunde hat er beschlossen, gemäß § 19 
Abs. 1 WPG den Einspruchsführern ein Zehntel der 
notwendigen Auslagen zu erstatten. 


Reditsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages - 
. . . - beim Bundesverfassungsgericht eingegangen 
sein. 
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